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  Drucksache 149/08 

BEGRÜNDUNG 

1. HINTERGRUND 

Die Richtlinie 76/769/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und 
der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen schafft einen Rahmen für 
gemeinschaftsweit harmonisierte Regeln für das Inverkehrbringen und die Verwendung 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen. 

Mit Hilfe der Richtlinie 76/769/EWG sollen die Risiken beherrscht werden, die gefährliche 
Stoffe für die menschliche Gesundheit und die Umwelt bergen. Die in Anhang I der Richtlinie 
76/769/EWG verzeichneten gefährlichen Stoffe dürfen nur unter bestimmten 
Voraussetzungen in Verkehr gebracht und verwendet werden. 

Es wird vorgeschlagen, folgenden Stoff in Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG 
aufzunehmen und damit sein Inverkehrbringen und seine Verwendung zu beschränken: 
Dichlormethan (DCM). 

1.1. Dichlormethan: Chemische Eigenschaften und Risiken für die menschliche 
Gesundheit 

Dichlormethan (DCM), CAS-Nummer 75-09-2, EINECS-Nummer 200-838-9, farblose, 
aliphatische Halogen-Kohlenwasserstoffverbindung mit durchdringendem, Äther ähnlichem 
oder leicht süßlichem Geruch. Der Stoff wird vorwiegend bei der Herstellung von 
Arzneimitteln, Lösungsmitteln und Hilfsanwendungen, Farbabbeizmitteln und Klebstoffen 
verwendet. 

DCM ist nicht in den Prioritätenlisten gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates 
vom 23. März 1993 zur Bewertung und Kontrolle der Umweltrisiken chemischer Altstoffe 
enthalten. Die von DCM in Farbabbeizern ausgehenden Risiken wurden in mehreren Studien1 
untersucht, die zu dem Ergebnis führten, dass Maßnahmen zur Risikominderung 
gemeinschaftsweit erforderlich sind. Farbabbeizer werden in der Industrie, von 
Gewerbetreibenden und von privaten Verbrauchern dazu verwendet, Farbschichten − 
insbesondere Blasen werfender oder rissiger Schichten auf unterschiedlichen, vor allem aus 
Metall und Holz bestehenden Untergründen − zu entfernen. 

Die Ausdünstungen von DCM und dessen toxische Wirkungen auf das zentrale Nervensystem 
stellen die größten mit diesem Stoff verbundenen Risiken für die menschliche Gesundheit dar. 
In Kombination mit schlechten Arbeits- bzw. Betriebsbedingungen (z. B. unzureichende 
Belüftung, ungeeignete persönliche Schutzausrüstung) waren diese Effekte in der EU 
Mitauslöser einer ganzen Reihe von in den vergangenen 18 Jahren gemeldeten Unfällen und 
Todesfällen. 

                                                 
1 „Methylene chloride: Advantages and drawbacks of possible market restrictions in the EU“, TNO-STB-

Studie, im November 1999 abgeschlossen. http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm 
 „Effectiveness of vapour retardants in reducing risks to human health from paint strippers containing 

dichloromethane“, ETVAREAD-Untersuchung, Abschlussbericht im April 2004 veröffentlicht 
http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm. 

 „Impact assessment of potential restrictions on the marketing and use of dichloromethane in paint 
stripper“, RPA-Studie, abgeschlossen im April 2007. 
http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm. 
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Nach Ansicht des Wissenschaftlichen Ausschusses „Gesundheits- und Umweltrisiken“2 
(SCHER) ist DCM aus Farbabbeizern für die menschliche Gesundheit bedenklich, was 
insbesondere für die aufgrund der potenziell höheren Exposition stärker gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen, beispielsweise Kinder, gilt. Die bei der Entfernung von Farbschichten 
gemessenen hohen DCM-Konzentrationen sind aufgrund der damit verbundenen Gefährdung 
der menschlichen Gesundheit nicht tolerierbar. 

Auf dem Markt sind bereits Alternativen zu DCM-haltigen Farbabbeizern erhältlich, die 
physikalisches/mechanisches, pyrolytisches/thermisches sowie chemisches Entfernen mithilfe 
anderer Chemikalien als DCM ermöglichen. Die alternativen chemischen Farbabbeizer 
werden am häufigsten verwendet, haben jedoch ihr eigenes Gefahrenprofil und könnten je 
nach Konzentration in der chemischen Zusammensetzung andere Gefahren für den Nutzer mit 
sich bringen. 

Während der vergangenen vier Jahre fanden Gespräche zwischen der Kommission, den 
Mitgliedstaaten und anderen Interessengruppen statt. Trotz stark divergierender Auffassungen 
über die von DCM ausgehenden Risiken und über die Sicherheit alternativer Farbabbeizer 
herrscht nunmehr Einvernehmen darüber, dass im Rahmen der Richtlinie 76/769/EWG des 
Rates gemeinschaftsweit Beschränkungen für das Inverkehrbringen und die Verwendung 
einzuführen sind, damit die Gefährdung durch DCM verringert wird. 

1.2. Ziel des vorgeschlagenen Rechtsakts 

Da die Risiken, denen die Verwender aus Industrie und Gewerbe sowie der private 
Verbraucher beim Einsatz von DCM-haltigen Farbabbeizern ausgesetzt sind, verringert 
werden müssen, sollten gewisse Beschränkungen für das Inverkehrbringen und die 
Verwendung eingeführt werden. Mit der vorgeschlagenen Entscheidung soll der Stoff 
Dichlormethan in den Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG aufgenommen werden. Damit 
wird sichergestellt, dass gemeinschaftsweit harmonisierte Rechtsvorschriften angewandt 
werden. 

Zu den weitaus meisten Todesfällen im Zusammenhang mit der Verwendung DCM-haltiger 
Farbabbeizer kam es in Europa während der letzten 18 Jahre bei industriellem und 
gewerblichem Einsatz in Verbindung mit unzureichender Belüftung und unsachgemäßer 
Verwendung der persönlichen Schutzausrüstung. 

Für die in Industrieanlagen ausgeführten Tätigkeiten sollten verbindliche Vorschriften 
eingeführt werden, z. B. die Verwendung geeigneter Schutzhandschuhe, der Einbau lokaler 
Belüftungsanlagen bzw. die Bereitstellung von Atemschutzgeräten mit unabhängiger 
Frischluftversorgung sowie Veränderungen an den Abbeizmittel enthaltenden Behältern, so 
dass die Belastung von Arbeitnehmern durch DCM verringert wird. 

Die gewerbliche Verwendung sollte grundsätzlich untersagt werden. Den Mitgliedstaaten 
könnte jedoch die Möglichkeit eingeräumt werden, die Verwendung von DCM-haltigen 
Farbabbeizern auf ihrem Hoheitsgebiet durch Gewerbetreibende weiter zu gestatten, die über 
eine besondere Genehmigung für jene Tätigkeiten verfügen, bei denen der Ersatz von DCM 

                                                 
2 Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses „Gesundheits- und Umweltrisiken“ (SCHER) zum 

Abschlussbericht (April 2004) der ETVAREAD-Untersuchung „Effectiveness of vapour retardants in 
reducing risks to human health from paint strippers containing dichloromethane“. Vom SCHER auf der 
4. Plenarsitzung vom 18. März 2005 verabschiedet. 

 http://ec.europa.eu/health/ph_risk/committees/04_scher/scher_opinions_en.htm. 
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als besonders schwierig oder unzweckmäßig erachtet wird. Derartige Genehmigungen sollten 
nur nach Absolvierung einer spezifischen Schulung erteilt werden. 

Das Inverkehrbringen von DCM-haltigen Farbabbeizern für die Verwendung durch private 
Verbraucher sollte zur Gänze untersagt werden, da ein derartiges Verbot die einzig wirksame 
Maßnahme zur Beseitigung der Gefährdung darstellt. 

2. ERGEBNISSE DER ANHÖRUNGEN VON INTERESSIERTEN KREISEN 
UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

2.1. Anhörungen 

Die Kommission nahm 2004 Beratungen in den Sitzungen der für die Umsetzung der 
Richtlinie 76/769/EWG zuständigen Arbeitgruppe (nachstehend: Arbeitgruppe 
„Beschränkungen“) auf. Im November 2005 veranstaltete die Kommission ein Forum zum 
Thema „Farbabbeizmittel“, an dem die Hersteller von DCM-haltigen Farbabbeizern und von 
alternativen Abbeizmethoden teilnahmen. Da nach wie vor Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Vertretern der Industrie und der Behörden bestanden, gab die Kommission eine 
weitere Studie in Auftrag, die neue Erkenntnisse bringen sollte, um die Folgenabschätzung 
etwaiger gemeinschaftsweiter Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwendung 
von DCM-haltigen Farbabbeizern beurteilen zu können. 

Die Empfehlungen dieser Studie3 wurden auf der Sitzung der Arbeitgruppe 
„Beschränkungen“ am 3. Juli 2007 erörtert. Neben Unternehmensvertretern, die sich dafür 
einsetzten, weiterhin DCM zu verwenden bzw. alternative Methoden befürworteten, nahmen 
auch der Europäische Verbraucherverband (BEUC), die Europäische Föderation der 
Bergbau-, Chemie- und Energiegewerkschaften (EMCEF) und der Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB) an der Sitzung teil bzw. wurden konsultiert. 

2.2. Folgenabschätzung 

Eine detaillierte Folgenabschätzung wurde ausgearbeitet und am 5. Oktober 2007 dem 
Ausschuss für Folgenabschätzung übermittelt, der dazu am 9. November 2007 Stellung nahm. 
Alle Anmerkungen des Ausschusses (Qualitätsprüfliste und endgültige Stellungnahme) 
wurden in die Endfassung der Folgenabschätzung4 aufgenommen.  

Es wurden eine Reihe von Möglichkeiten bewertet. Diese reichten von der Einschätzung, dass 
kein Handlungsbedarf besteht, über freiwillige Maßnahmen durch die Industrie bis zu 
unterschiedlich ausgeprägten Beschränkungen durch den Gesetzgeber. Für die drei 
Verwenderkategorien sind die folgenden Optionen am wirksamsten und am 
kostengünstigsten: 

– Verwendung durch die Industrie 

                                                 
3 „Impact assessment of potential restrictions on the marketing and use of dichloromethane in paint 

stripper“, RPA-Studie, abgeschlossen im April 2007. 
http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm. 

4 Arbeitspapier der Kommission: „Impact Assessment Report“, abrufbar unter: 
http ://ec.europa.eu/chemicals/studies_en.htm. 
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Arbeiten mit DCM-haltigen Farbabbeizern sollten nur in jenen Industrieanlagen durchgeführt 
werden, in denen verbindliche Anforderungen an den Schutz von Arbeitnehmern (u. a. 
zweckmäßige Handschuhe, Belüftungsanlagen bzw. Atemschutzgeräte sowie technische 
Schutzmaßnahmen an den Abbeizmittel enthaltenden Behältern) bestehen. Durch diese 
Maßnahmen lassen sich die Rechtsvorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer leichter 
durchsetzen, indem die Exposition gegenüber DCM wirksam verringert und somit die Zahl 
der Unfälle und Todesfälle gesenkt wird. 

– Verwendung durch Gewerbetreibende 

Die Verwendung von DCM-haltigen Farbabbeizern durch Gewerbetreibende in einem nicht 
industriellen Umfeld sollte grundsätzlich untersagt werden. Den Mitgliedstaaten könnte 
jedoch die Möglichkeit eingeräumt werden, die Verwendung dieser Farbabbeizmittel auf 
ihrem Hoheitsgebiet durch Gewerbetreibende weiter zu gestatten, die über eine besondere 
Genehmigung für jene Tätigkeiten verfügen, bei denen der Ersatz von DCM als besonders 
schwierig oder unzweckmäßig erachtet wird. Mit dieser Maßnahme wird den Mitgliedstaaten 
und interessierten Unternehmen die volle Verantwortung und der Verwaltungsaufwand dafür 
übertragen, mit geeigneten Maßnahmen ein Schulungs- und Genehmigungssystem 
aufzubauen und zu überwachen. Die Anzahl der Unfälle und Todesfälle wird zurückgehen. 

– Verwendung durch den privaten Verbraucher 

Ein Verbot des Inverkehrbringens von DCM-haltigen Farbabbeizern für die Verwendung 
durch private Verbraucher ist die einzig wirksame Maßnahme, mit der sich die Gefährdung 
für diese Verwendergruppe beseitigen lässt. Eine umfassende Überwachung des Verhaltens 
von Verbrauchern bei Heimwerkertätigkeiten ist nicht möglich, ebenso wenig können eine 
ausreichende Schulung und die Verwendung der erforderlichen Schutzausrüstung 
sichergestellt werden. 

3. RECHTLICHE ASPEKTE des Vorschlags 

3.1. Rechtsgrundlage  

Rechtsgrundlage für diesen Vorschlag ist Artikel 95 EG-Vertrag. 

Mit dieser Entscheidung würden Vorschriften für das Inverkehrbringen und die Verwendung 
von DCM-haltigen Farbabbeizern für die drei Verwenderkategorien (Industrie, 
Gewerbetreibende, private Verbraucher) eingeführt. 

Darin würden ferner einheitliche Regeln für den Verkehr mit DCM-haltigen Farbabbeizern 
festgelegt und die durch unterschiedliche Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten entstehenden 
Handelshemmnisse verhindert werden. Die vorgeschlagene Änderung der Richtlinie 
76/769/EWG würde das Funktionieren des Binnenmarktes verbessern und ein hohes 
Gesundheitsschutzniveau gewährleisten. 

3.2. Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

Mit der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sollen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und 
Zubereitungen EU-weit angeglichen werden, so dass auf nationaler Ebene keine 
unterschiedlichen Rechtsvorschriften erlassen werden, die zu Behinderungen für den 
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innergemeinschaftlichen Handel führen könnten. Das kann nicht erreicht werden, wenn die 
Verantwortung für entsprechende Maßnahmen allein den Mitgliedstaaten überlassen wird. 

Die in dieser Entscheidung vorgeschlagenen Maßnahmen sind auch verhältnismäßig, da 
einerseits die Gesamtkosten und der Nutzen für alle Verwenderkategorien und andererseits 
das Endziel, d. h. die Verbesserung des Gesundheitsschutzes, gegeneinander abgewogen 
wurden. 

3.3. Wahl des Rechtsinstruments 

Die Kommission erachtet die Richtlinie 76/769/EWG für am besten geeignet, das 
Funktionieren des Binnenmarktes und zugleich ein hohes Gesundheits- und 
Umweltschutzniveau zu gewährleisten. Die Richtlinie steht im Einklang mit Artikel 95 
Absatz 3 EG-Vertrag. 

Die Richtlinie 76/769/EWG wird am 1. Juni 2009 durch die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer 
Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 
der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 
93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission aufgehoben. Die mit dieser 
Entscheidung vorzunehmende Änderung an Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird nach 
dem 1. Juni 2009 Gültigkeit haben und dann in Anhang XVII der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 aufgenommen. 

Da die Umsetzung der vorgeschlagenen Beschränkungen in nationales Recht erst wenige 
Monate vor Aufhebung der Richtlinie 76/769/EWG oder sogar erst nach diesem Zeitpunkt 
abgeschlossen wäre, ist zur Änderung des Anhangs I der Richtlinie 76/769/EWG eine 
Entscheidung besser geeignet als eine Richtlinie. Die Umsetzung würde daher keinem 
sinnvollen Zweck dienen. Vor diesem Hintergrund ist eine Entscheidung als Rechtsinstrument 
geeigneter als eine Richtlinie.  

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Diese Entscheidung hat keinerlei Auswirkungen auf den Haushalt. 
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2008/0033 (COD) 

Vorschlags für eine 

ENTSCHEIDUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

zur Änderung der Richtlinie 76/769/EWG in Bezug auf Beschränkungen des 
Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und 

Zubereitungen (Dichlormethan) 
 

(Änderung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION − 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 95, 

auf Vorschlag der Kommission1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die von Dichlormethan (DCM) in Farbabbeizmitteln ausgehende Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit wurde in mehreren Studien4 untersucht, die zu dem 
Ergebnis führten, dass Maßnahmen zur Risikominderung gemeinschaftsweit 
erforderlich sind, um die Gefährdung der menschlichen Gesundheit bei der 
Verwendung von DCM durch Industrie, Gewerbe und Verbraucher zu verringern. Die 
Ergebnisse der Studien wurden durch den Wissenschaftlichen Ausschuss für 
Toxikologie, Ökotoxikologie und Umwelt (SCTEE, später in SCHER umbenannt) 

                                                 
1 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
2 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
3 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
4 „Methylene chloride: Advantages and drawbacks of possible market restrictions in the EU“, TNO-STB-

Studie, im November 1999 abgeschlossen. http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm. 
 „Effectiveness of vapour retardants in reducing risks to human health from paint strippers containing 

dichloromethane“, ETVAREAD-Untersuchung. Abschlussbericht im April 2004 veröffentlicht, 
http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm. 

 „Impact assessment of potential restrictions on the marketing and use of dichloromethane in paint 
stripper“, RPA-Studie, abgeschlossen im April 2007, 
http://ec.europa.eu/enterprise/chemicals/studies_en.htm  
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bewertet, der bestätigte, dass die Exposition gegenüber DCM aus Farbabbeizern für 
die menschliche Gesundheit bedenklich ist5. 

(2) Um für alle Verwenderkategorien (Industrie, Gewerbetreibende, private Verbraucher) 
ein hohes Maß an Gesundheitsschutz zu erzielen, sollten das Inverkehrbringen und die 
Verwendung von DCM-haltigen Farbabbeizern beschränkt werden. 

(3) DCM-haltige Farbabbeizer werden von privaten Verbrauchern bei 
Heimwerkertätigkeiten sowohl innen als auch außen zur Entfernung von Farben und 
anderen Anstrichmitteln verwendet. Die sichere Verwendung von DCM durch private 
Verbraucher kann durch Schulung oder Überwachung nicht gewährleistet werden. 
Daher ist ein Verbot des Inverkehrbringens und der Verwendung von DCM-haltigen 
Farbabbeizern die einzig wirksame und verhältnismäßige Maßnahme, um die 
Gefährdung privater Verbraucher zu beseitigen. 

(4) Damit gewährleistet ist, dass DCM-haltige Farbabbeizer unter Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit entlang der Lieferkette schrittweise vom Markt genommen 
werden, sollten unterschiedliche Fristen für das Verbot des erstmaligen 
Inverkehrbringens und für die Endabgabe an die Öffentlichkeit und Gewerbetreibende 
gesetzt werden. 

(5) Da private Verbraucher trotz des Verbots über den Vertrieb an Gewerbetreibende und 
die Industrie Zugang zu DCM-haltigen Farbabbeizern haben könnten, sollte das 
jeweilige Erzeugnis mit einem Gefahrensatz versehen werden. 

(6) Die meisten der in Europa während der vergangenen 18 Jahre bei industrieller und 
gewerblicher Verwendung festgestellten Todesfälle sind auf unzureichende Belüftung, 
unzweckmäßige persönliche Schutzausrüstungen, die Verwendung ungeeigneter 
Behälter und auf eine Langzeit-Exposition gegenüber DCM zurückzuführen. Daher 
sollten Beschränkungen zur Kontrolle und Verringerung der bei gewerblicher und 
industrieller Verwendung bestehenden Risiken eingeführt werden. 

(7) Für Gewerbetreibende gelten im Allgemeinen die Vorschriften zum Schutz von 
Arbeitnehmern. Jedoch führen sie ihre Tätigkeiten häufig in den Räumlichkeiten der 
Kunden aus, in denen in der Regel nicht alle zur Bewältigung, Kontrolle und 
Verringerung von Gesundheitsrisiken notwendigen Maßnahmen ergriffen werden 
können. Ferner fallen Selbstständige nicht unter die Arbeitnehmerschutzvorschriften 
und müssten entsprechend geschult werden, bevor sie DCM-haltige Farbabbeizer 
verwenden. 

(8) Das Inverkehrbringen und die Verwendung von DCM-haltigen Farbabbeizern durch 
Gewerbetreibende sollten daher untersagt werden, um deren Gesundheit zu schützen 
und die Anzahl der Todesfälle und Unfälle zu verringern. Wird jedoch der Ersatz von 
DCM als besonders schwierig oder unzweckmäßig erachtet, sollten die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, die Verwendung von DCM durch 

                                                 
5 Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses „Gesundheits- und Umweltrisiken“ zu: 

„Effectiveness of vapour retardants in reducing risks to human health from paint strippers containing 
dichloromethane“, Abschlussbericht von ETVAREAD, 1. April 2004. Vom SCHER auf der 
4. Plenarsitzung vom 18. März 2005 verabschiedet. 
http://ec.europa.eu/health/ph_risk/committees/04_scher/scher_opinions_en.htm. 



Drucksache 149/08 8 

Gewerbetreibende mit besonderer Genehmigung weiter zu gestatten. Die 
Mitgliedstaaten wären für die Erteilung und Überwachung solcher Genehmigungen 
verantwortlich, die eine obligatorische Schulung mit spezifischen 
Ausbildungsanforderungen voraussetzen. 

(9) Die Zahl der gemeldeten Todesfälle und Unfälle im Rahmen industrieller Tätigkeiten 
deutet auf eine unzureichende Umsetzung der Arbeitsschutzvorschriften hin. Die 
Exposition gegenüber DCM bleibt auf hohem Niveau, weshalb weitgehendere 
Maßnahmen zur Verringerung der für Arbeitnehmer in Industrieanlagen bestehenden 
Gefahren gelten sollten. Vorbeugende Maßnahmen wie gute Belüftung des 
Arbeitsplatzes, geeignete persönliche Schutzausrüstung und zusätzliche 
Veränderungen an Behältern sollten ergriffen werden. 

(10) Persönliche Schutzausrüstungen sollten den Anforderungen der Richtlinie 
89/686/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für persönliche Schutzausrüstungen6 genügen. 

(11) Daher sollte die Richtlinie 76/769/EWG entsprechend geändert werden. 

(12) Die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über Mindestanforderungen für die 
Sicherheit am Arbeitsplatz, wie die Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 
12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit7 und die auf 
ihr gründenden Einzelrichtlinien, insbesondere die Richtlinie 2004/37/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über den Schutz der 
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 
(Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG 
des Rates) (kodifizierte Fassung)8 und die Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 
7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der 
Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte Einzelrichtlinie 
im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)9 bleiben von dieser 
Entscheidung unberührt − 

HABEN FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird entsprechend dem Anhang dieser Entscheidung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft.  

                                                 
6 ABl. L 399 vom 30.12.1989, S. 18. 
7 ABl. L 183 vom 29.6.1989, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1). 
8 ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 50. 
9 ABl. L 131 vom 5.5.1998, S. 11. 



 9 Drucksache 149/08 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG  

In Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird folgende Nummer xx hinzugefügt: 

„XX 

DICHLORMETHAN 

CAS-NR.: 75-09-2 

EINECS-NR.: 200-838-9 

(1) Farbabbeizer, die Dichlormethan in 
einer Konzentration von 0,1 % 
Masse oder mehr enthalten und zur 
Abgabe an private Verbraucher oder 
gewerbliche Verwender bestimmt 
sind, dürfen [12 Monate nach 
Inkrafttreten dieser Entscheidung] 
nicht mehr erstmalig in Verkehr 
gebracht und [24 Monate nach 
Inkrafttreten dieser Entscheidung] 
nicht mehr an diese abgegeben 
werden. 

(2) Unbeschadet des Absatzes (1) 
können die Mitgliedstaaten die 
Abgabe von Dichlormethan 
enthaltenden Farbabbeizern an 
gewerbliche Verwender, die über 
eine Genehmigung verfügen, 
gestatten. 

(3) Die in Absatz (2) genannte 
Genehmigung wird den 
gewerblichen Verwendern erteilt, die 
im sicheren Umgang mit 
Dichlormethan enthaltenden 
Farbabbeizern geschult sind. Diese 
Schulung muss folgende Bereiche 
abdecken: 

(a) Kenntnis, Bewertung und 
Handhabung der 
Gesundheitsrisiken, 

(b) Verwendung ausreichender 
Belüftung, 

(c) Verwendung einer geeigneten 
persönlichen Schutz-
ausrüstung1. 

(4) Farbabbeizer, die Dichlormethan in 
einer Konzentration von 0,1 % 

                                                 
1 Persönliche Schutzausrüstungen dieser Art müssen den Anforderungen der Richtlinie 89/686/EWG des 

Rates genügen. 
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Masse oder mehr enthalten, dürfen in 
Industrieanlagen nur verwendet 
werden, wenn folgende Bedingungen 
erfüllt sind: 

(a) wirksame Belüftungsanlagen 
oder Atemschutzgeräte mit 
unabhängiger Frischluft-
versorgung2, 

(b) geschlossene und bei 
Nichtbenutzung mit einer 
Schutzabdeckung versehene 
Behälter für Abbeizmittel, 

(c) geeignete Schutzhandschuhe 
für das Personal3. 

(5) Unbeschadet anderer 
gemeinschaftlicher 
Rechtsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen müssen 
Farbabbeizer, die Dichlormethan in 
einer Konzentration von mehr als 
0,1 % Masse enthalten, ab dem 
[24 Monate nach Inkrafttreten dieser 
Entscheidung] deutlich lesbar und 
dauerhaft mit folgendem Hinweis 
versehen sein:
„Nur für industrielle und 
gewerbliche Verwender“. “ 

 

                                                                                                                                                         
2 Atemschutzgeräte dieser Art müssen den Anforderungen der Richtlinie 89/686/EWG des Rates 

genügen. 
3 Schutzhandschuhe dieser Art müssen den Anforderungen der Richtlinie 89/686/EWG des Rates 

genügen. 
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